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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1 . Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(fraktionslos) 


Auf welchen Betrag belaufen sich die Kosten 
für den Afghanistan-Einsatz, die die Bundesre- 
publik Deutschland zu tragen hat, und aus wel- 
chen Leistungen setzt sich dieser zusammen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 19. August 2004 

Die Bundesregierung hat zum Wiederaufbau Afghanistans seit An- 
fang 2002 einen wesentlichen Beitrag geleistet: Die im Jahr 2002 in 
Tokio gemachten Zusagen in Höhe von 320 Mio. Euro für die Jahre 
2002 bis 2005 werden Ende 2004 bereits komplett umgesetzt sein. Im 
Rahmen der Berliner Afghanistan-Konferenz hat die Bundesregierung 
deshalb zusätzliche 80 Mio. Euro pro Jahr für die Jahre 2005 bis 2008 
für Wiederaufbaumaßnahmen zur Verfügung gestellt. 

Dabei richteten sich die Wiederaufbaumaßnahmen in der Anfangs- 
phase des deutschen Engagements zunächst primär auf Notfhilfemaß- 
nahmen in den Sektoren Bildung, Gesundheit, Energie- und Trinkwas- 
serversorgung, die schnell zu einer spürbaren Verbesserung der Le- 
bensverhältnisse beigetragen haben. Standen im Jahr 2002 für die EZ 
noch kurzfristig wirksame Maßnahmen und die dringende Bedarfsde- 
ckung im Vordergrund, so konzentriert sich die deutsche EZ seit Ok- 
tober 2002 auf die Schwerpunkte Förderung von sozialer und wirt- 
schaftlicher Infrastruktur, Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung 
sowie Grundbildung, um langfristig ausgerichtete strukturwirksame 
Vorhaben in Angriff nehmen zu können. 

Zugleich ist es der Bundesregierung seit Beginn des Engagements ein 
zentrales Anliegen, über Vorhaben zur Förderung der politischen Ins- 
titutionen, der Zivilgesellschaft und Rechtsstaatlichkeit sowie zur Stär- 
kung von Menschen- und insbesondere Frauenrechten einen wichtigen 
Beitrag zur Demokratisierung und Stabilisierung Afghanistans zu leis- 
ten. Zum Bereich Stärkung politischer Institutionen zählt insbesonde- 
re die mit hoher Priorität verfolgte Unterstützung für die Abhaltung 
von freien und demokratischen Wahlen in Afghanistan sowie von zi- 
vilgesellschaftlichen Projekten zur Information der Bevölkerung über 
Bedeutung und Verfahren der bevorstehenden Wahlen. Die Bundes- 
republik Deutschland unterstützt die Vorbereitung und Durchführung 
der Wahlen mit rund 5,1 Mio. Euro. 

Über den Einsatz multilateraler Mittel untersützt die Bundesregierung 
die VN bei der Umsetzung des Petersberger Abkommens u. a. durch 
multilaterale Beiträge an den ARTF (allgemeine Wiederaufbauinvesti- 
tionen und laufende Kosten der Regierung), UNDP/UNAMA (Un- 
terstützung der Verfassungsgebenden Loya Jirga 2003 und der Wah- 
len 2004) oder UNODC (Alternative Entwicklung in Badakhshan). 

Mit der Übernahme der Rolle des Koordinators der internationalen 
Hilfe im Bereich Polizeiaufbau in Afghanistan hat Deutschland eine 
Schlüsselfunktion übernommen. Im Rahmen der o. g. Wiederaufbau- 
hilfe unterstützt die Bundesregierung den Aufbau der afghanischen 
Polizei und seit Ende 2002 auch der Grenzpolizei mit jährlich etwa 
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12 Mio. Euro. In den Jahren 2002 bis 2004 wurden durch Deutsch- 
land bislang ca. 34,5 Mio. Euro bis Ende 2005 für die Soforthilfe beim 
Wiederaufbau sowie die Ausbildung und Ausstattung der afghani- 
schen Polizei bereitgestellt. 

Im Zusammenhang mit den internationalen - humanitären und sonsti- 
gen - Einsätzen der Bundeswehr wurden für die Beteiligung bewaffne- 
ter deutscher Streitkräfte an der Internationalen Sicherheitsunterstüt- 
zungstruppe (INTERNATIONAL SECURITY ASSISTANCE 
FORCE - ISAF) in Afghanistan seit dem ersten diesbezüglichen Be- 
schluss des Deutschen Bundestages vom 22. Dezember 2001 bis zum 
Stichtag 30. Juni 2004 einsatzbedingte Zusatzausgaben in Höhe von 
rund 804,8 Mio. Euro geleistet. Die Ausgaben verteilen sich auf fol- 
gende Ausgabenbereiche: 


Personalausgaben 

Nicht aufteilbare sächliche Verwaltungsaufgaben 

Erhaltung von Wehrmaterial 

Militärische Beschaffungen 

Militärische Anlagen 

Summe 


134.6 Mio. Euro 
243,1 Mio. Euro 

118.7 Mio. Euro 

274.8 Mio. Euro 
33,6 Mio. Euro 

804.8 Mio. Euro 


2. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(fraktionslos) 


Gibt es Kosten für den letzten Irak-Krieg, die 
die Bundesrepublik Deutschland zu tragen hat, 
und aus welchen Leistungen setzen sich diese 
zusammen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 19. August 2004 

Deutschland war und ist nicht an militärischen Operationen in Irak 
beteiligt. Der Bundesregierung sind daher auch keine Kosten entstan- 
den. 


3. Abgeordneter 

Harald 

Leibrecht 

(FDP) 


Wie schätzt die Bundesregierung die politische 
Lage in Usbekistan, insbesondere unter dem 
Gesichtspunkt der Verfolgung von Usbeken 
muslimischen Glaubens ein, und in welcher 
Form hat die Bundesregierung die Problema- 
tik bei Zusammentreffen mit der usbekischen 
Regierung angesprochen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 19. August 2004 

Als bevölkerungsreichster Staat Zentralasiens und unmittelbares 
Nachbarland Afghanistans besitzt Usbekistan für die Sicherheit und 
Stabilität der Region große Bedeutung. Durch die Anschläge von 
März/April und Juli 2004 wurde deutlich, dass auch Usbekistan einer 
zunehmenden Bedrohung durch terroristische Gewalttaten ausgesetzt 
ist. Die Selbstmordattentate haben zahlreiche unschuldige Menschen- 
leben gefordert. Mit den Anschlägen gegen die Botschaften der Ver- 
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einigten Staaten von Amerika und des Staates Israel (sowie die Gene- 
ralstaatsanwaltschaft) waren in Usbekistan erstmalig ausländische Ein- 
richtungen Ziele von Anschlägen. Die Bundesregierung verurteilt alle 
Terrorakte, unter denen die Menschen in Usbekistan zu leiden haben. 
Für diese Akte gibt es keine Rechtfertigung. 

Nach Überzeugung der usbekischen Regierung sind islamistische Ter- 
rorgruppen für die Anschläge von März/April und Juli 2004 verant- 
wortlich. Die usbekischen Sicherheitskräfte haben daher in den zu- 
rückliegenden Monaten ihr Vorgehen gegen tatsächliche oder ver- 
meintliche islamistische Extremisten weiter verschärft. 

Verhaftungen und Inhaftierungen von Personen wegen des Verdachts 
des islamistischen Extremismus oder terroristischer Tätigkeiten sind 
häufig. Es sollen gegenwärtig mehrere Tausend Häftlinge aus politi- 
schen Gründen inhaftiert sein. Neben Oppositionellen und Menschen- 
rechtsaktivisten sind davon insbesondere Personen betroffen, die der 
Mitgliedschaft in der verbotenen islamistischen Partei Hizb-ut-Tahrir 
(Partei der Befreiung) oder der Zugehörigkeit zur militanten Islami- 
schen Bewegung Usbekistans beschuldigt werden sowie Anhänger un- 
abhängiger islamischer geistlicher Führer. Muslime, die ihren Glau- 
ben über den vom Staat gesteckten Rahmen hinaus aktiv praktizieren, 
müssen ebenso wie ihre Familienangehörigen mit staatlicher Überwa- 
chung und Eingriffen rechnen, teilweise auch mit Verfolgung. 

Es ist davon auszugehen, dass Verhaftete - entgegen den Vorschriften 
der usbekischen Strafprozessordnung - auch in Untersuchungshaft ge- 
halten werden, ohne dass Angehörige oder Rechtsanwälte benachrich- 
tigt werden. 

Die Bundesregierung ist besorgt über diese Verstöße gegen Menschen- 
rechte und rechtsstaatliche Prinzipien und erörtert sie regelmäßig mit 
der usbekischen Regierung, sowohl bilateral als auch multilateral im 
Zusammenwirken mit unseren Partnern in der EU und der OSZE. 


4. Abgeordneter 

Harald 

Leibrecht 

(FDP) 


Liegen der Bundesregierung Informationen 
vor, inwiefern Al Qaida in die Terroranschläge 
in Usbekistan im März 2004 involviert war, 
und wenn ja, welche? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 19. August 2004 

Der Bundesregierung liegen keine konkreten Hinweise auf eine direk- 
te Involvierung des Terrornetzwerkes Al Qaida in die Anschläge in 
Usbekistan in März/April 2004 vor. Sowohl zu den Anschlägen von 
März/April als auch zu den Anschlägen vom Juli 2004 in Taschkent 
hat sich eine Gruppe namens „Islamischer Jihad" bekannt. 
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5. Abgeordneter 

Harald 

Leibrecht 

(FDP) 


Mit welchen konkreten Schritten und Maßnah- 
men hat die Bundesregierung die menschen- 
unwürdigen Gefängnisstrafen, insbesondere 
die Anwendung von Folter, angeprangert und 
bei der usbekischen Regierung auf eine Been- 
digung dieser Zustände hingewirkt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 19. August 2004 

Die Bundesregierung erörtert mit der usbekischen Regierung regelmä- 
ßig Fragen der Menschenrechte und des Rechtsstaates. In Form von 
Demarchen und (häufig zusammen mit den EU-Partnern verabschie- 
deten) Erklärungen nimmt die Bundesregierung zu konkreten Einzel- 
fragen Stellung. 

Auf der diesjährigen Sitzung der VN-Menschenrechtskommission hat 
die EU öffentlich ihre Besorgnis über die Menschenrechtslage in Us- 
bekistan zum Ausdruck gebracht und die dortige Regierung zu unver- 
züglichem Handeln aufgerufen. Ebenfalls auf der diesjährigen Sitzung 
der Menschenrechtskommision hat sich die EU nachdrücklich und er- 
folgreich für die Einrichtung eines Sondermechanismus zur Beobach- 
tung der Menschenrechtssituation in Usbekistan eingesetzt. 

Gleichzeitig begleitet und unterstützt die Bundesregierung positive 
Reformansätze, beispielsweise im Justizvollzugswesen. Die Bundesre- 
gierung begrüßt die Ausarbeitung eines nationalen Aktionsplans ge- 
gen Folter und appelliert an die usbekische Regierung, auf diesem 
Weg fortzufahren. 


6. Abgeordneter 

Gerhard 

Wächter 

(CDU/CSU) 


Gibt es eine Verfügung der Bundesregierung, 
die es deutschen Ehefrauen britischer Soldaten 
nicht mehr gestattet, Tätigkeiten für die briti- 
schen Streitkräfte auszuüben, und wenn ja, seit 
wann? 


7. Abgeordneter 

Gerhard 

Wächter 

(CDU/CSU) 


Warum wurde diese Verfügung erlassen und 
ist sie überhaupt mit EG-Recht vereinbar? 


Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 17. August 2004 

Eine Maßnahme der Bundesregierung, die es deutschen Ehefrauen 
britischer Soldaten nicht mehr gestattet, eine Tätigkeit für die briti- 
schen Streitkräfte auszuüben, gibt es nicht. 
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8. Abgeordneter 

Dr. Volker 

Wissing 

(FDP) 


Welche Geschenke haben das Bundeskanzler- 
amt, Auswärtige Amt und Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung in der 15. Wahlperiode im Namen 
des deutschen Volkes bei Staatsbesuchen den 
jeweiligen Repräsentanten des anderen Staates 
mitgebracht bzw. welche Präsente überreich- 
ten der Bundeskanzler, der Bundesminister 
des Auswärtigen und die Bundesministerin für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick- 
lung offiziellen Repräsentanten anderer Staa- 
ten, die unser Land besucht haben? 


Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 17. August 2004 

Der Geschenkeaustausch ist traditionelles, protokollarisches Element 
offizieller Auslandsreisen und entspricht internationaler Staatenge- 
pflogenheit. Der Umfang ist im Vergleich zu früheren Jahrzehnten 
deutlich zurückgegangen und steht stärker in Abhängigkeit zum Be- 
suchstyp. Der protokollarische Geschenkeaustausch kann neben dem 
Gastgeber selbst auch weitere hochrangige Mitglieder der Gastregie- 
rung umfassen. 

Bei offiziellen Besuchen des Bundeskanzlers sowie bei Arbeitsbesu- 
chen des Bundeskanzlers, des Bundesministers des Auswärtigen und 
der Bundesministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung wird darauf geachtet, das Geschenk möglichst genau auf 
Persönlichkeit und Interessen des Gastgebers abzustellen. Dabei sind 
(vor dem Hintergrund begrenzter Haushaltsmittel) die - im Wert 
maßvollen - Geschenke dem Anlass und der Person des Empfängers 
angemessen. 

Der formale Akt des Schenkens soll durch eine auf den Empfänger ab- 
gestimmte Auswahl des Geschenkes eine besondere, persönliche Note 
erhalten und eine aufgeschlossene Beziehung zwischen Geber und 
Empfänger hersteilen oder weiter vertiefen. Um diesem Anspruch ge- 
recht zu werden, sind die Auslandsvertretungen bemüht, Informatio- 
nen über den Gastgeber zu erhalten, die oft einer breiteren Öffentlich- 
keit nicht zugänglich sind. Eine Offenlegung der Geschenke könnte 
daher unerwünschte Rückschlüsse oder eine direkte Verletzung per- 
sönlicher Interessen der Empfänger hervorrufen. Dies könnte einen 
der gewünschten Wirkung des Geschenks entgegengesetzten außenpo- 
litischen Effekt zur Folge haben. Die Kontrolle der Geschenkepraxis 
ist selbstverständlich durch den Bundesrechnungshof und im parla- 
mentarischen Raum durch den Haushaltsausschuss des Deutschen 
Bundestages gewährleistet. 

Im Hinblick auf die Geschenke des Bundeskanzlers, des Bundesminis- 
ters des Auswärtigen und der Bundesministerin für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit und Entwicklung im Zusammenhang mit eingehenden 
Besuchen gelten die hier erläuterten Überlegungen entsprechend. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


9. Abgeordneter 

Albrecht 

Feibel 

(CDU/CSU) 


Wie viele Beamte des Bundes sind in „Beschäf- 
tigungsgesellschaften“ versetzt worden, und 
welche jährlichen Kosten entstehen dem Bund 
dadurch? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 12. August 2004 

Innerhalb der Deutschen Telekom AG (DT AG) wurde Ende des Jah- 
res 2002 die Personalvermittlungseinheit „Vivento“ eingerichtet. In 
dieser sind nach Auskunft der DT AG zum Stand Juli 2004 7 544 Be- 
amtinnen und Beamte eingesetzt. 

Die Deutsche Post AG hat zum 1. November 2003 die Beschäfti- 
gungsgesellschaft „interServ GmbH“ von der Deutschen Postbank 
AG erworben. In dieser Gesellschaft sind nach Auskunft des Unter- 
nehmens zum Stand August 2004 742 Beamtinnen und Beamte einge- 
setzt. 

Eine Kostenbelastung für den Bund besteht nicht, da die Kosten inso- 
weit ausschließlich von den Postnachfolgeunternehmen getragen wer- 
den. 

Für den Bereich der Deutschen Bahn AG (DB AG) hat das Bundes- 
ministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen mitgeteilt, dass 
bei der DB Vermittlung GmbH per 1. August 2004 1 334 Beamtinnen 
und Beamte betreut werden. Durch die Versetzung der zugewiesenen 
Beamtinnen und Beamten von der DB AG zur DB Vermittlung 
GmbH entstanden dem Bundeseisenbahnvermögen im Jahr 2003 
Kosten von rd. 6,8 Mio. Euro. 


10. Abgeordneter Gibt es seitens der Bundesregierung, auch im 

Otto Hinblick auf den Bericht der Wahlkreiskom- 

Fricke mission für die 15. Wahlperiode des Deut- 

(FDP) sehen Bundestages, Überlegungen, dem 

Wunsch der Stadt Krefeld nach einem eigenen 
Krefelder Wahlkreis nachzukommen, und ist 
in dieser Legislaturperiode von Krefelder Seite 
bisher mit entsprechenden Forderungen an die 
Bundesregierung herangetreten worden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 12. August 2004 

Das Bundesministerium des Innern sieht die Einteilung der Bundes- 
tagswahlkreise als eigene Angelegenheit des Parlaments an. Seitens 
der Bundesregierung gibt es daher keine Überlegungen zu einer Än- 
derung der Wahlkreise 111 Krefeld I - Neuss II und 115 Krefeld II- 
Wesel I. Auch die Wahlkreiskommission hat in ihrem Bericht für die 
15. Wahlperiode des Deutschen Bundestages (Bundestagsdrucksache 
15/2375) diesbezüglich keine Vorschläge unterbreitet. 
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Die Stadt Krefeld ist in dieser Legislaturperiode nicht mit ent- 
sprechenden Forderungen an die Bundesregierung herangetreten. 


11. Abgeordneter 
Günter 
Nooke 

(CDU/CSU) 


Welchen Zeichenbestand für die Organisation 
„Freie Deutsche Jugend“ weisen die Akten 
des Bundesministeriums des Innern - vor dem 
Hintergrund der Auskunft von Dr. Hans-An- 
dreas Schönfeldt, Stiftung Archiv der Parteien 
und Massenorganisationen der DDR im Bun- 
desarchiv („Das Abzeichen der FDJ West war 
von dem der FDJ der DDR nicht zu unter- 
scheiden - höchstens durch Unterschiede in 
der Herstellung.“, in: Berliner Kurier vom 
2. Oktober 2003, Seite 10), sowie der Auskunft 
des Referatsleiters für materielles Strafrecht 
im Sächsischen Staatsministerium der Justiz 
(infolge Zeichengleichheit sei das Tragen bei- 
der Embleme verboten, a. a. O.) - für das dies- 
bezügliche Verbotsverfahren auf, und wird 
nach Prüfungsabschluss beim Deutschen Pa- 
tent- und Markenamt - vor dem Hintergrund 
der Antwort des Parlamentarischen Staats- 
sekretärs bei der Bundesministerin der Justiz, 
Alfred Hartenbach, vom 3. August 2004 auf 
die Frage 14 der Abgeordneten Vera Lengs- 
feld (Bundestagsdrucksache 15/3638) - der 
Bundesminister des Innern, Otto Schily, in 
seiner Eigenschaft als Verfassungsminister ein 
Löschungsverfahren wegen rechtswidriger Ein- 
tragung der in Rede stehenden Wort-/Bildmar- 
ke beantragen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 12. August 2004 

Die Akten des Bundesministeriums des Innern für das Verbotsverfah- 
ren der FDJ West 1951 befinden sich im Bundesarchiv. Über den Zei- 
chenbestand kann daher innerhalb der zur Beantwortung zur Verfü- 
gung stehenden Zeit keine Auskunft erteilt werden. 

Die Strafbarkeit des Verwendern von Symbolen der FDJ Ost kann 
nur von den Strafverfolgungsbehörden anhand der konkreten Um- 
stände des Einzelfalls geklärt werden. Im Übrigen kann die Löschung 
von jedem Dritten beantragt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


12. Abgeordneter 

Siegfried 

Helias 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung, unabhängig 
vom Vertragsinhalt zwischen dem Bundesmi- 
nisterium der Finanzen (BMF) und dem Mu- 
seum Haus am Checkpoint Charlie, zu der 
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Entscheidung des BMF, die fremdfinanzierten 
Fototafeln mit dokumentarischen Motiven un- 
beschadet der geschichtlichen Bedeutung ab- 
hängen zu wollen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 13. August 2004 

Die Bundesregierung ist - unabhängig vom Inhalt des Vertrages zwi- 
schen dem Bundesvermögensamt Berlin II und der ARGE 13. Au- 
gust, in dem zivilrechtlich das befristete Anbringen der Fototafeln ge- 
stattet wurde - der Ansicht, dass die Fototafeln zu entfernen sind. Die 
Entscheidung des BMF steht im Einklang mit dem bestandskräftigen 
Bescheid des Bezirksamts Mitte von Berlin als zuständiger Denkmal- 
behörde. Das Bezirksamt Mitte hatte gegen die Anbringung der Foto- 
tafeln grundsätzliche denkmalpflegerische Bedenken erhoben, diese 
aber wegen der besonderen Würdigung des 50. Jahrestages des 17. Ju- 
ni 1953 zurückgestellt. Es hat vor diesem Hintergrund die Anbringung 
der Fototafeln nur befristet für den beantragten Zeitraum bis zum 
7. Juli 2003 genehmigt. 


13. Abgeordneter 

Siegfried 

Helias 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Vorge- 
hensweise des BMF, die Fototafeln an der Fas- 
sade des Rohwedder-Hauses zum Gedenken 
an den Volksaufstand am 17. Juni 1953, die 
durch das Mauermuseum in der Friedrichstra- 
ße finanziert wurden, abhängen lassen zu wol- 
len und deswegen das Museum Haus am 
Checkpoint Charlie zu verklagen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 13. August 2004 

Das Bundesvermögensamt Berlin II hat mehrfach schriftlich die 
ARGE 13. August aufgefordert, die von ihr angebrachten Fototafeln 
wieder zu entfernen. Trotz der vertraglichen Verpflichtung gegenüber 
dem Bundesvermögensamt und der nur befristeten Genehmigung der 
Denkmalbehörde wurde die ARGE 13. August nicht tätig. Die darauf- 
hin getroffene Entscheidung, den Rechtsweg zu beschreiten, ist aus 
Sicht der Bundesregierung nicht zu beanstanden. 


14. Abgeordneter 

Siegfried 

Helias 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Argu- 
mentation des BMF, dass sich der Streitwert 
vorläufig auf 180 000 Euro beläuft, wobei es 
sich um den Wert der Nutzung der Fassaden- 
flächen für Werbung handeln würde, und teilt 
die Bundesregierung die Auffassung, dass die 
Fassade gar nicht für die Anbringung von 
Werbung verwandt werden dürfte? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 13. August 2004 

Die ausschließlich im Zusammenhang mit der Streitwertfestsetzung 
stehende Angabe, dass für die Vermietung „entsprechender Fassaden- 
flächen für Plakatwerbung u.Ä.“ grundsätzlich derartige Beträge er- 
zielt werden können, steht nicht im Widerspruch dazu, dass die kon- 
krete Fassade des Detlev-Rohwedder-Flauses schon aus denkmal- 
schutzrechtlichen Gründen heraus selbstverständlich nicht für Werbe- 
zwecke verwendet werden kann. 

Im Übrigen obliegt die Festsetzung des Streitwerts dem Gericht. 


15. Abgeordneter 

Siegfried 

Helias 

(CDU/CSU) 


Welche inhaltliche Position vertritt die Bundes- 
regierung bei der Frage, wie vor dem BMF 
der Volksaufstand vom 17. Juni 1953 besser 
gewürdigt werden kann, als dies durch das, 
nach allgemeiner Ansicht zumindest ungenü- 
gende Denkmal im Boden, zurzeit der Fall ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 13. August 2004 

Die Bundesregierung teilt nicht die Ansicht, dass das im Rahmen 
eines offiziellen Kunstwettbewerbs ausgewählte und dann realisierte 
Denkmal des Künstlers Wolfgang Rüppel den Volksaufstand vom 
17. Juni 1953 nicht hinreichend würdigt. 


16. Abgeordneter 
Ernst 
Hinsken 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass ver- 
schiedene europäische Staaten beabsichtigen, 
bei der Europäischen Zentralbank einen An- 
trag mit dem Ziel einzubringen, Ein- und Zwei- 
Cent-Münzen abzuschaffen, damit bei „krum- 
men Preisen“ ab- bzw. aufgerundet werden 
kann, und was unternimmt sie gegebenenfalls 
dagegen, um einer dann zu befürchtenden 
neuen „Teuro-Debatte“ entgegenzuwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 16. August 2004 

Der Bundesregierung sind derartige Absichten nicht bekannt. Im Üb- 
rigen wäre die Europäische Zentralbank nicht der Ansprechpartner; 
die Festlegung der Stückelung der Euro-Umlaufmünzen ist seinerzeit 
durch Beschluss des Rates erfolgt. 


17. Abgeordneter 
Laurenz 
Meyer 
(Hamm) 

(CDU/CSU) 


Entspricht es der Tatsache, dass die Deutsche 
Post AG den Bundesminister der Finanzen, 
Hans Eichel, um Zustimmung gebeten hat zur 
Auszahlung von Urlaubs- und Weihnachtsgeld 
an die rund 64 000 Beamten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 13. August 2004 

Ein entsprechender Antrag der Deutschen Post AG liegt dem Bundes- 
ministerium der Finanzen nicht vor. 


18. Abgeordneter Wurde die Zustimmung bereits erteilt bzw. 

Laurenz wann ist damit zu rechnen? 

Meyer 

(Hamm) 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 13. August 2004 

Nein. 


19. Abgeordneter Wann und in welcher Höhe wird die Leistung 

Laurenz an die rund 64 000 Beamten erfolgen? 

Meyer 

(Hamm) 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 13. August 2004 

Auf die Antwort zu Frage 1 7 wird verwiesen. 


20. Abgeordneter 

Stefan 

Müller 

(Erlangen) 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung weitere gesetzgebe- 
rische Maßnahmen, um den Anlegerschutz zu 
verbessern, z. B. in Bezug auf eine Erleichte- 
rung Beweislast bei falschen Pflichtinformatio- 
nen (Urteil des zweiten Zivilsenates des BGH 
vom 19. Juli 2004 - „Haftung für falsche 
Pflichtmitteilungen“), und wenn ja, welchen 
Inhalt sollen diese haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 16. August 2004 

Mit dem zum 1. Juli 2003 in Kraft getretenen Vierten Finanzmarktför- 
derungsgesetz (BGBl. I S. 2010) wurden durch die Einführung der 
§§ 37b und 37c WpHG zwei Anspruchsgrundlagen geschaffen, welche 
Anlegern Schadensersatz zusprechen, sofern sie durch unterlassene, 
verspätete oder unrichtige Veröffentlichungen potenziell kurserhebli- 
cher Tatsachen („Ad-hoc-Meldungen“) seitens des Emittenten einen 
Schaden erlitten haben. 

Die Bundesregierung hat sich mit ihrem 10-Punkte-Programm zur 
Stärkung des Anlegerschutzes und der Unternehmensintegrität u. a. 
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zum Ziel gesetzt, den Anlegerschutz weiter zu verbessern und die Ein- 
führung einer persönlichen Haftung von Vorstands- und Aufsichtsrats- 
mitgliedern gegenüber Anlegern für vorsätzliche oder grob fahrlässige 
Falschinformationen des Kapitalmarktes sowie eine Verbesserung der 
kollektiven Durchsetzung von Ansprüchen der Anleder angekündigt. 

Dementsprechend wird im Herbst dieses Jahres der Entwurf eines Ka- 
pitalmarktinformationshaftungsgesetzes der Öffentlichkeit vorgestellt 
werden. Die Haftung soll auf Mitglieder von Leitungs- und Aufsichts- 
organen sowie über Ad-hoc-Mitteüungen hinaus auf andere gesetzlich 
vorgeschriebene Kapitalmarktinformationen ausgedehnt werden. Da- 
rüber hinaus werden Beweiserleichterungen hinsichtlich der Kausalität 
und der Schadenshöhe zu Gunsten der Anleger erwogen. 

Außerdem prüft die Bundesregierung eine Ausdehnung der Haftung 
für fehlerhafte Börsenzulassungsprospekte und für fehlerhafte Wert- 
papier-Verkaufsprospekte und Verkaufsprospekte anderer Anlagefor- 
men auf die zuständigen Mitglieder von Verwaltungs- und Aufsichts- 
organen und externe Experten, die an der Prospekterstellung verant- 
wortlich mitgewirkt haben. 

Begleitet werden diese materiellen Regelungen zur Verbesserung der 
Haftungssituation durch die gesetzliche Einführung eines zivilprozes- 
sualen Musterklageverfahrens, welches den Anlegern die Möglichkeit 
gibt, ihre Ansprüche im Wege eines kollektiven Klagemechanismus 
geltend zu machen. 


21. Abgeordneter 

Ronald 

Pofalla 

(CDU/CSU) 


Wie ist der aktuelle Stand hinsichtlich des 
künftigen Domizils der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit (FKS) am Standort Emmerich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 16. August 2004 

Die Bundesvermögensabteüung der Oberfinanzdirektion Köln mit 
Sitz in Münster ist seit Mai 2004 mit der Erkundung einer geeigneten 
Unterbringung für die Finanzkontrolle Schwarzarbeit am Standort 
Emmerich betraut. Im Rahmen des Erkundungsverfahrens werden er- 
gebnisoffen alle sich bietenden Unterbringungsmöglichkeiten (Miet- 
objekte, bundeseigene Liegenschaften, Kaufobjekte) ermittelt. Das 
Verfahren konnte noch nicht abgeschlossen werden. 

Gegenwärtig bieten sich zwei Alternativen an, die mietweise Unter- 
bringung in einem noch zu errichtenden Neubau, zusammen mit dem 
Zollamt Emmerich und der Mobilen Kontrollgruppe Emmerich, oder 
die Unterbringung in den bundeseigenen Gebäuden Parkring 6 und 
Rheinpromenade 1 in Emmerich. Hierfür ist der Freizug der dort ge- 
genwärtig untergebrachten Arbeitseinheiten erforderlich, für die wie- 
derum eine alternative Unterbringungsmöglichkeit zu erkunden wäre. 

Die Entscheidung über die künftige Unterbringung wird nach Vorlage 
aller erkundeten Objekte unter Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten so- 
wie unter organisatorischen Aspekten, wie der Funktionalität des Ob- 
jekts, Verkehrsanbindungen usw. getroffen werden. 
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22. Abgeordneter Welche Standortvorteile sprechen für Kleve, 

Ronald welche für Emmerich? 

Pofalla 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 16. August 2004 

Mit dem Dritten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeits- 
markt vom 23. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2848) wurde die Verfol- 
gungszuständigkeit für die Bekämpfung der Schwarzarbeit und der 
ülegalen Beschäftigung auf Bundesebene bei der Zollverwaltung ge- 
bündelt. 

Aus diesem Grund waren die bis zum 31. Dezember 2003 eingerichte- 
ten 277 Standorte der Arbeits- und Zollverwaltung zusammenzulegen 
und zu reduzieren. Die seit 1. Januar 2004 eingerichteten 113 Standor- 
te des Arbeitsbereiches Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollverwal- 
tung wurden nur an Standorte gesetzt, die bereits Standorte dieses Ar- 
beitsbereiches der Arbeits- oder Zollverwaltung gewesen waren. Ein 
wesentlicher Grund für diese Entscheidung war, dass an diesen Stand- 
orten bereits funktionierende Einheiten der Arbeits- bzw. Zollverwal- 
tung bestanden, die im Rahmen der Zusammenführung der Verfol- 
gungszuständigkeit lediglich entsprechend erweitert werden mussten. 
Hiervon unberücksichtigt blieben Teile von Standorten, die, insbeson- 
dere aus personalwirtschaftlichen bzw. organisatorischen Gründen, 
vorübergehend räumlich ausgelagert sind. Aus den genannten Grün- 
den wurde Emmerich als Standort des Arbeitsbereiches Finanzkon- 
trolle Schwarzarbeit festgelegt. 


23. Abgeordneter 

Ronald 

Pofalla 

(CDU/CSU) 


Welche kostenrechtlichen Erwägungen werden 
bei der Entscheidung über den Standort ange- 
stellt und wie sehen diese im Einzelnen aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 16. August 2004 

Im Elinblick auf die organisatorischen Vorgaben bei der Festlegung 
von Standorten für die Finanzkontrolle Schwarzarbeit haben wirt- 
schaftliche Aspekte zunächst zurückzustehen. Die Entscheidung für 
ein Objekt am festgelegten Standort wird aber in erster Linie unter 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten getroffen. 


24. Abgeordneter 

Thomas 

Silberhorn 

(CDU/CSU) 


Inwieweit kann nach Auffassung der Bundes- 
regierung das Ziel des Gesetzes zur Förderung 
von Kleinunternehmern und zur Verbesserung 
der Unternehmensfinanzierung, unnötige bü- 
rokratische Belastungen insbesondere für klei- 
ne und mittlere Unternehmen und für Exis- 
tenzgründer abzubauen, mit der durch dieses 
Gesetz in § 60 Abs. 4 Einkommensteuerdurch- 
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führungsverordnung verankerten Pflicht er- 
reicht werden, eine Einnahmen-Überschuss- 
Rechnung, die bislang formlos erstellt werden 
konnte, nunmehr auf amtlichem Vordruck vor- 
zunehmen, wofür ein kompliziertes 82-zeiliges 
Formular auszufüllen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 18. August 2004 

In der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Ab- 
geordneten Dr. Hermann Otto Solms u. a. und der Fraktion der FDP 
(Bundestagsdrucksache 15/2920, S. 2) wurde zu dem Vordruck bereits 
ausführlich Stellung genommen. 

Durch das Kleinunternehmerförderungsgesetz vom 31. Juli 2003 
(BGBl. I S. 1550) wurden die Buchführungspflichtgrenzen des § 141 
AO (Artikel 6) angehoben und eine Vielzahl von Steuerpflichtigen aus 
der aufwändigeren Buchführungspflicht (Bilanzierungspflicht) entlas- 
sen. 

Im Interesse der Steuergerechtigkeit wurde die Einnahmenüberschuss- 
rechnung gleichzeitig standardisiert. 

Der Vereinfachungseffekt des Vordrucks liegt insbesondere in der zu- 
sammengefassten Darstellung der Einnahmenüberschussrechnung. 
Der Vordruck (mit seiner Anleitung) ist eine zuverlässige Hilfestellung 
für eine ordnungsgemäße Gewinnermittlung gerade auch für nicht 
beratene Steuerpflichtige. Wer ihn gewissenhaft ausfüllt, beugt Rück- 
fragen und Beanstandungen der Finanzverwaltung vor. Zudem wird 
immer wieder verkannt, dass selbstverständlich nicht der gesamte 
Vordruck auszufüllen ist, sondern nur die für den Steuerpflichtigen in 
Betracht kommenden Positionen. 

Die Kennziffern eröffnen der Finanzverwaltung die Möglichkeit ma- 
schineller Abgleiche (z. B. Plausibilitätskontrollen) und ermöglichen 
so ein zeitgemäßes und zielführendes Risikomanagement, das die Fi- 
nanzverwaltung (z. B. im Hinblick auf Betriebsprüfungen) darin unter- 
stützt, ihrem verfassungsmäßigen Auftrag eines gesetzmäßigen und 
gleichmäßigen Steuervollzugs mit immer weniger Personal nachzu- 
kommen. Durch Plausibilitätsprüfungen ist es zum Beispiel auch mög- 
lich, Unrichtigkeiten, die sich zu Ungunsten des Steuerpflichtigen aus- 
wirken würden, zu erkennen und zu beseitigen. 


25. Abgeordneter 

Thomas 

Silberhorn 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Pflicht zur 
formalisierten Erklärung wieder abzuschaffen 
und die Möglichkeit zur formlosen Erklärung 
wieder einzuführen, und falls nein, warum 
nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 18. August 2004 


Nein. 
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Auch wenn der Vordruck zur Einnahmenüberschussrechnung in der 
Öffentlichkeit auf Kritik gestoßen ist, halten die für die Verwaltung 
der Besitz- und Verkehrsteuern zuständigen obersten Finanzbehörden 
der Länder aus den unter der Antwort zu Frage 24 genannten Grün- 
den seine Anwendung im Interesse der Modernisierung und der Effi- 
zienz der Steuerverwaltung generell für erforderlich. Sie sehen auch 
keine Möglichkeit, bestimmte Berufsgruppen (z. B. Existenzgründer, 
Kleinunternehmer) von seiner Verwendung auszunehmen. 

Eine Wiedereinführung der formlosen Erklärungsmöglichkeit, die 
eine Änderung der entsprechenden Gesetze erforderlich machen wür- 
de, wird daher nicht erwogen. Es wird zurzeit jedoch intensiv geprüft, 
wie der Vordruck einschließlich Anleitung anwenderfreundlicher aus- 
gestaltet werden kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit 


26. Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Wie sollen die am 11. August 2004 beschlosse- 
nen Änderungen (bitte einzeln und mit den vo- 
raussichtlichen Belastungen für den Haushalt 
2005 auflisten) des Vierten Gesetzes für mo- 
derne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt in 
das laufende Verfahren eingebracht oder sonst 
finanziert werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 19. August 2004 

Im Rahmen des Gesprächs im Bundeskanzleramt vom 1 1 . August 
2004 sind zwei wesentliche Änderungen vereinbart worden, die durch 
Korrektur des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) umgesetzt 
werden sollen: 

1 . Freibetrag für Kinder 

Alle Kinder, die der Bedarfsgemeinschaft von Empfängern des künfti- 
gen Arbeitslosengeldes II angehören, wird ab Geburt ein Vermögens- 
freibetrag von 4 100 Euro zur Verfügung stehen. Bislang war dieser 
Freibetrag erst ab dem 15. Lebensjahr vorgesehen. 

Die finanziellen Auswirkungen dieser Vereinbarung für den Bundes- 
haushalt 2005 können exakt nur auf Basis detaillierter Informationen 
aus aktuellen Erhebungen zur Vermögensstruktur von Haushalten 
und ihren Mitgliedern (etwa der Einkommens- und Verbrauchsstich- 
probe) berechnet werden, die gegenwärtig nicht verfügbar sind. Nach 
überschlägigen Schätzungen geht die Bundesregierung von einem 
Mehraufwand für den Bundeshaushalt von 100 bis 200 Mio. Euro aus. 
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2. Zeitpunkt der ersten Auszahlung des Arbeitslosengeldes II 

Alle Empfänger des künftigen Arbeitslosengeldes II, d. h. alle erwerbs- 
fähigen Arbeitsuchenden, die im Dezember noch Sozialhilfe oder Ar- 
beitslosenhilfe erhalten haben und hilfebedürftig sind, bekommen ihre 
erste Arbeitslosengeld II-Zahlung am 1. Januar 2005 und können hier- 
von ihren Lebensunterhalt im J anuar bestreiten. 

Die Zusammenführung der derzeit unterschiedlichen Auszahlungszeit- 
punkte - Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe wird zum Monats- 
ende gezahlt, das künftige Arbeitslosengeld II jeweils zu Anfang eines 
Monats - wird für alle späteren Fälle des Übergangs vom Arbeitslo- 
sengeld in Arbeitslosengeld II ab Februar 2005 wirksam. Dies betrifft 
im Wesentlichen Arbeitsuchende, deren Anspruch auf Arbeitslosen- 
geld ausläuft. 

Die finanziellen Auswirkungen dieser Vereinbarung für den Bundes- 
haushalt 2005 werden gegenwärtig auf bis zu 600 Mio. Euro ge- 
schätzt. 

Die Deckung der finanziellen Mehrbelastungen für den Bundeshaus- 
halt 2005 wird Gegenstand der anstehenden parlamentarischen Haus- 
haltsberatungen sein. Die Bundesregierung hält unverändert daran 
fest, einen verfassungsgemäßen Haushalt 2005 aufzustellen, dessen 
Nettokreditaufnahme mit 22,0 Mrd. Euro unterhalb der Summe der 
veranschlagten Investitionen liegt. 


27. Abgeordnete Inwiefern werden Anspruch und Höhe des 

Ina Arbeitslosengeldes II und des Kindergeldzu- 

Lenke Schlags durch Vermögenswerte der Kinder be- 

(FDP) einflusst, und trifft es in diesem Zusammen- 

hang zu, dass Ausbildungsversicherungen für 
Kinder zu den zu verbrauchenden Vermögens- 
werten gehören? 

Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 18. August 2004 

Gemäß § 6a Abs. 3 des Bundeskindergeldgesetzes mindert sich der 
Kinderzuschlag um das nach den §§11 und 12 des Zweiten Buches So- 
zialgesetzbuch zu berücksichtigende Einkommen und Vermögen des 
Kindes. Soweit das Kind also über Vermögen oder Vermögenswerte 
verfügt, die dem Kind zustehenden Vermögensfreibeträge nach § 12 
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch übersteigen, mindern diese den 
Anspruch auf Arbeitslosengeld II, Sozialgeld oder Kinderzuschlag für 
dieses Kind. Das Vermögen des Kindes ist aber nicht dem Anspruch 
auf Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld seiner Eltern oder Geschwister 
oder dem Anspruch seiner Eltern auf Kinderzuschlag für seine Ge- 
schwister entgegenzuhalten. 

Wie Sie wissen, haben sich Bundesregierung und Koalitionsfraktionen 
in ihrem Gespräch vom 11. August 2004 darauf verständigt, dass für 
Kinder, die einen Anspruch auf Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld 
haben, ab Geburt ein Vermögensfreibetrag von 4 100 Euro zur Verfü- 
gung stehen soll. Hinzu kommt der bereits in § 12 Abs. 2 Nr. 4 veran- 
kerte Freibetrag in Höhe von 750 Euro. 
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Ausbildungsversichemngen sind in der Regel wie kapitalbildende Le- 
bensversicherungen konstruiert, d. h. Bezugsberechtigter ist der El- 
ternteil, Begünstigter das Kind ab Vollendung des 18. Lebensjahres. 
Damit unterscheiden sich Ausbildungsversicherungen hinsichtlich ih- 
rer Berücksichtigung als Vermögen nicht von Lebensversicherungen. 
Lebensversicherungen sind aber grundsätzlich zu berücksichtigendes 
Vermögen im Sinne des § 12 SGB II. Eine Verwertung ist aber nicht 
vorzunehmen, wenn sie unwirtschaftlich ist. Eine unwirtschaftliche 
Verwertung liegt immer dann vor, wenn beim Verwerten der Versiche- 
rung weniger als 90 % der eingezahlten Beträge herauskommen. 


28. Abgeordnete 

Ina 

Lenke 

(FDP) 


Werden auch Geld- und Sachgeschenke an 
Kinder von Arbeitslosengeld II-Empfängern, 
wie beispielsweise Computer etwa anlässlich 
von Kommunion oder Konfirmation, auf das 
eigene beziehungsweise auf das Haushaltsver- 
mögen angerechnet? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 18. August 2004 

Geld- und Sachgeschenke an Kinder von Arbeitslosengeld II-Empfän- 
gern führen grundsätzlich zu einem Anstieg oder der Bildung von Kin- 
dervermögen. Sie sind jedoch nicht den Eltern zurechenbar. Bei einem 
Computer wird generell zu prüfen sein, ob er zum angemessenen 
Hausrat des Kindes gehören kann, so dass er nicht auf die Freibeträge 
anzurechnen ist. Hierbei wird es auf die Berücksichtigung der beson- 
deren Lage des Einzelfalles ankommen; z. B. darauf, ob es sich bei 
dem Computer um ein altersentsprechendes Gerät handelt, das auch 
im Rahmen der Schulausbildung oder zur Vorbereitung oder im Rah- 
men der Berufsausbildung sinnvoll einsetzbar ist. 


29. Abgeordneter 

Marco 

Wanderwitz 

(CDU/CSU) 


Wie viele öffentliche Aufträge der Bundes- 
republik Deutschland wurden in den Jahren 
1998 bis 2003, unterschieden nach einzelnen 
Haushaltsjahren, jeweils unter gesonderter 
Ausweisung des Geschäftsbereichs des 
Bundesministeriums der Verteidigung, verge- 
ben, und welchen finanziellen Umfang hatten 
diese? 


30. Abgeordneter 
Marco 
Wanderwitz 

(CDU/CSU) 


Wie viele öffentliche Aufträge der Bundes- 
republik Deutschland wurden in den Jahren 
1998 bis 2003, unterschieden nach einzelnen 
Haushaltsjahren, jeweils unter gesonderter 
Ausweisung des Geschäftsbereichs des Bun- 
desministeriums der Verteidigung, im Verhält- 
nis zu allen öffentlichen Aufträgen der Bundes- 
republik Deutschland im bezeichneten Zeit- 
raum freihändig bzw. mittels beschränkter 
Ausschreibung vergeben, und wie stellt sich 
dies im Verhältnis der verausgabten Mittel 
dar? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 16. August 2004 

Insgesamt gibt es in der Bundesrepublik Deutschland rund 35 000 
öffentliche Auftraggeber. 

Statistiken, die eine entsprechende Aufschlüsselung der Aufträge er- 
fassen und somit eine Beantwortung ermöglichen würden, werden 
ganz überwiegend nicht geführt. Es besteht auch keine rechtliche Ver- 
pflichtung zur Führung solch umfangreicher und detaillierter Statisti- 
ken. Der damit verbundene Verwaltungsaufwand ist nicht zu rechtfer- 
tigen. Dies gilt zumal dann, wenn man nur den Auftraggeber Bundes- 
republik Deutschland mit seinen vielfältigen Institutionen und selb- 
ständigen Vergabestellen betrachtet. 

Lediglich aus dem WTO-Beschaffungsübereinkommen vom 22. De- 
zember 1994 (Artikel 24 Abs. 5) ergibt sich eine Verpflichtung zum 
Führen von Statistiken. Diese Verpflichtung ist durch § 33a VOB/A, 
§ 30a VOL/A und § 19 VOF in nationales Recht umgesetzt worden. 
Die danach geführten Statistiken beinhalten Angaben über Anzahl 
und Wert der vergebenen Aufträge, deren Auftragswert oberhalb der 
gemeinschaftsrechtlichen Schwellenwerte liegt, jeweils aufgeschlüsselt 
nach den einzelnen Vergabeverfahren. Für oberste und obere Bundes- 
behörden ist zudem der geschätzte Gesamtwert der unterhalb der 
Schwellen liegenden Aufträge anzugeben. 

Unter www.bmwa.bund.de/Wirtschaft/Wirtschaftspolitik/Öffentliche 
Aufträge/EU-Statistik sind die Gesamtübersichten der EU-Vergabe- 
statistik der Jahre 2000 bis 2002 abrufbar (Anlage*)). Die Meldung 
des Jahres 2003 ist aufgrund umfangreicher Datenerhebung bisher 
noch nicht abgeschlossen. Die Statistiken beruhen auf den dem 
BMWA von den Bundesbehörden und den Ländern mitgeteilten Da- 
ten. 

Lediglich für den Bereich des Hochbaus des Bundes und für den 
BMVg-Bereich liegen ausführlichere Daten zu den von Ihnen erfrag- 
ten Informationen vor. 

Aufträge des BMVBW (Bundeshochbau, Bundesfernstraßenbau und 
Bundeswasserstraßen) 


Jahr 

Anzahl 

Wert in 1 000 € 

1998 

132912 

7219218 

1999 

128 636 

6217171 

2000 

123 856 

5 348 342 

2001 

127631 

5 708 907 

2002 

111033 

6115173 

2003 

103351 

5 602 633 


Eine gesonderte Ausweisung unter Einbeziehung des BMVg kann nur 
beim Bundeshochbau vorgenommen werden. Hier wurden folgende 
Hochbaumaßnahmen vergeben: 


*) Vom Abdruck der Anlagen wurde auf Grund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung mit 
Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde und für die 
schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Jahr 

Anzahl 

Wert in 1 000 € 

1998 

125 397 

2 806 232 

1999 

121642 

2962 110 

2000 

117688 

2491 734 

2001 

120155 

2 053 227 

2002 

104993 

2951 088 

2003 

97 240 

2387672 


Davon fällt in den Geschäftsbereich des BMVg die nachfolgend aufge- 
führte Anzahl der Vergaben des Bundeshochbaus mit dem aufgeführ- 
ten finanziellen Umfang: 




Jahr 

Anzahl 

Wert in 1 000 € 




1998 

63631 


1 515 535 




1999 

57 820 


1 263 659 




2000 

47 723 


1 125 141 




2001 

60819 


957951 




2002 

48 370 


1 734 152 




2003 

46816 


1 151924 



Im Bereich des BMVBW wurden nachfolgend aufgeführte Vergaben 
einschließlich der beschränkten Ausschreibungen und freihändigen 
Vergaben durchgeführt: 






davon freihändige Vergaben 



Jahr 

Anzahl 

Wert in 

1 000 € 

Anzahl 

Wert in 

1 000 € 



1998 

132912 

7219218 

10 115 

999 553 



1999 

128 636 

6217171 

9 770 

654039 



2000 

123 856 

5 348 342 

8 907 

448 130 



2001 

127631 

5 708 907 

7 249 

530 156 



2002 

111033 

6115173 

7951 

503 251 



2003 

103351 

5 602 633 

7 456 

434069 



Eine Aufteilung der vorgenannten Werte unter Berücksichtigung der 
BMVg-Vergaben kann auch hier nur im Bereich des Bundeshochbaus 
durchgeführt werden. Hier lauten die Werte für die angefragten Haus- 
haltsjahre: 





Vergaben im 

Bereich BMVg davon freihändige Vergaben 

Jahr 

Anzahl 

Wert in 

1 000 € 

Anzahl 

Wert in 

1 000 € 

Anzahl 

Wert in 

1 000 € 

1998 

125 397 

2 806 232 

63 631 

1 515 535 

2 703 

141 087 

1999 

121642 

2 962 110 

57 820 

1 263 659 

2 454 

127 353 

2000 

117688 

2 491 734 

47 723 

1 125 141 

2 508 

120 877 

2001 

120155 

2 053 227 

60819 

957 951 

1968 

76 075 

2002 

104993 

2951 088 

48 370 

1 734 152 

2 690 

104405 

2003 

97 240 

2 387 672 

46 816 

1 151924 

2831 

105 120 
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Darüber hinaus hat das Bundesministerium der Verteidigung folgende 
Angaben machen können: Die Auftragsstatistik der Bundeswehr (Fra- 
ge 29) stellt sich im Zeitraum 1998 bis 2003 wie folgt dar: 

Vertragsjahr Anzahl der Aufträge Wert in Mio. € 

1998 910224 5 327 

1999 906011 5 180 

2000 932 003 4232 

2001 896839 4359 

2002 1037 391 5 045 

2003 931 110 4045 


Diese Zahlen umfassen die im Zeitraum erteilten Bundeswehr-Aufträ- 
ge (BMVg, BWB, IT-Amt, TerrWV, Truppe). Nicht enthalten sind die 
durch internationale Organisationen und Dienststellen (z. B. OCCAR, 
NATO-Agenturen) vergebenen Aufträge. Diese werden bislang statis- 
tisch nicht erfasst. Aufträge zu den Bauaufgaben im Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums der Verteidigung sind bereits oben darge- 
stellt. 


Zu den Vergabearten (Frage 30) konnte in der Kürze der Zeit nur 
eine Übersicht für den gesamten Zeitraum von 1998 bis 2003 erstellt 
werden. Eine Aufgliederung in die einzelnen Jahre und eine detaillier- 
te Unterteilung der Vergaben nach freihändigen Vergaben und be- 
schränkten Ausschreibungen war im tJinblick auf die Terminsetzung 
nicht möglich. 


Zeitraum 

1998 bis 2003 
1998 bis 2003 
1998 bis 2003 


Vergabe 
mit Wettbewerb 
ohne Wettbewerb 
keine Zuordnung 


Anzahl (ca.) 

239 000 
101000 
23 000 


Wert in Mio. € 

10 863 
13 182 
1864 


Die Zahlen bezüglich der Vergabearten entsprechen dem neuesten 
Stand, unterliegen aber ständigen Aktualisierungen und damit Verän- 
derungen, weil oftmals Verträge erst zeitversetzt erfasst werden. 

Auch in dieser Übersicht sind keine Angaben zum Bereich des Bauwe- 
sens enthalten. Für die Vergabe von solchen Aufträgen sind die Bau- 
verwaltungen allein verantwortlich, die entsprechenden Angaben sind 
bereits vorne dargestellt. 


31. Abgeordneter 
Marco 
Wanderwitz 

(CDU/CSU) 


Wie sind die Erkenntnisse und Erfahrungen 
aus der Modellversuchsreihe der „Entwick- 
lungsinitiative: Neue Förderstrukturen für Ju- 
gendliche mit besonderem Förderbedarf“ in 
das neue Fachkonzept „Berufsvorbereitende 
Maßnahmen“ der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) vom 12. Januar 2004 eingeflossen und 
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wer bewertete diese Erkenntnisse und Erfah- 
rungen im Vorfeld und in der Erarbeitungs- 
phase des oben genannten Fachkonzepts? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 16. August 2004 

Im Rahmen der „Entwicklungsinitiative: Neue Förderstruktur für Ju- 
gendliche mit besonderem Förderbedarf“ wurden seit September 
2001 an 24 Modellversuchsstandorten neue Konzepte zur Weiterent- 
wicklung berufsvorbereitender Bildungsmaßnahmen erprobt. Die Pro- 
zessbegleitung erfolgte durch das Institut für berufliche Bildung, Ar- 
beitsmarkt- und Sozialpolitik (INBAS GmbH) und eine eigens einge- 
richtete Projektgruppe zur Erarbeitung eines neuen Fachkonzepts, in 
die auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Modellagenturen beru- 
fen waren. 

Eckpunkte der Weiterentwicklung waren: 

• Auflösung der Maßnahmekategorien 

• Inhaltliche Gliederung der berufsvorbereitenden Bildungsmaßnah- 
men in Qualifizierungsebenen sowie Förderungs- und Qualifizie- 
rungssequenzen 

• Sozialpädagogische Betreuung und Bildungsbegleitung 

• Festlegung von Qualitätsstandards 

• Stellenakquise und Vermittlung in Ausbildung und Arbeit 

• Qualifizierungsplan als Bestandteil der Eingliederungsvereinbarung 

• Förderung von kooperativen Qualifizierungsangeboten 

• Flächendeckende Implementierung betriebs- und wohnortnaher 
Qualifizierungsangebote. 

Auf der Grundlage der umfassend positiv bewerteten Ergebnisse der 
Modellversuchsreihe (insbesondere der Erhöhung der Übergangsquo- 
ten in betriebliche, schulische oder außerbetriebliche Ausbildung) wur- 
de das neue Fachkonzept zum Herbst 2004 flächendeckend einge- 
führt. 

Unabhängig hiervon werden an 19 der 24 Modellversuchsstandorte, 
die im Rahmen der „Initiative: Neue Förderstruktur für Jugendliche 
mit besonderem Förderbedarf“ entwickelten Konzepte bis Ende 2005 
fortgeführt, an 5 dieser Standorte wird das neue Fachkonzept der 
Bundesagentur für Arbeit umgesetzt. Die Evaluierung durch INBAS 
wird an allen 24 Standorten weitergeführt. Aus der vergleichenden Be- 
trachtung verspricht sich die Bundesagentur für Arbeit Erkenntnisse, 
die zu einer Weiterentwicklung des neuen Fachkonzeptes führen kön- 
nen. 
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32. Abgeordneter 
Marco 
Wanderwitz 

(CDU/CSU) 


Wurden die in der „Entwicklungsinitiative: 
Neue För der Strukturen für Jugendliche mit be- 
sonderem Förderbedarf“ regional Verantwort- 
lichen der BA bzw. der Bildungsträger in die 
Erarbeitung des neuen Fachkonzepts „Berufs- 
vorbereitende Maßnahmen“ der BA vom 
12. Januar 2004 eingebunden, und wenn ja, 
wie? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 16. August 2004 

Die am Modellversuch beteiligten Bildungsträger haben die aus Trä- 
gersicht relevanten Aspekte laufend an INBAS herangetragen; über 
IN BAS sind sie in den Abstimmungsprozess mit der Bundesagentur 
für Arbeit eingeflossen. 

Darüber hinaus haben einzelne Träger ihre Vorstellungen auch unmit- 
telbar in die eingerichtete Projektgruppe eingebracht. Zur Vermei- 
dung wettbewerbsrechtlicher Probleme im Vergabeverfahren ist eine 
weitergehende Beteiligung der am Modellversuch beteiligten Bildungs- 
träger nicht erfolgt. 

Die an der Entwicklungsinitiative beteiligten regional Verantwort- 
lichen der Bundesagentur für Arbeit haben ihre Vorstellungen/Erfah- 
rungen auf verschiedenen Wegen in die Entwicklung des neuen Fach- 
konzepts eingebracht, u. a. durch: 

• Beteiligung an der eingerichteten Projektgruppe zur Erarbeitung 
des neuen Fachkonzepts 

• Erfahrungsaustausch im Rahmen der gemeinsamen Projektkonfe- 
renzen zur Entwicklungsinitiative (2-mal jährlich) 

• direkte Abstimmung von Einzelproblemen im Rahmen des üb- 
lichen internen Kommunikationsprozesses der Bundesagentur für 
Arbeit. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


33. Abgeordneter 

Ernst-Reinhard 

Beck 

(Reutlingen) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass der Truppenübungsplatz 
Münsingen auch nach Schließung des Platzes 
im Jahr 2005 weiterhin Eigentum des Bundes 
bleibt, oder haben sich nach Absage des 
Landes Baden-Württemberg mittlerweile Kauf- 
interessenten (Antwort zu Frage 66 des Abge- 
ordneten Dr. fJelmut Flaussmann auf Bundes- 
tagsdrucksache 14/8714) gefunden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 13. August 2004 

Nach erfolgter Freigabe durch den militärischen Nutzer im Jahr 2005 
wird der Truppenübungsplatz Münsingen in das Allgemeine Grund- 
vermögen des Bundes überführt werden. Die Verwertung obliegt der 
dem Bundesministerium der Finanzen nachgeordneten Bundesvermö- 
gensverwaltung. Potentielle Kaufinteressenten sind hier nicht be- 
kannt. 


34. Abgeordneter 

Ernst-Reinhard 

Beck 

(Reutlingen) 

(CDU/CSU) 


Wann und wie informiert die Bundesregierung 
über die bis Mitte des Jahres 2004 zugesagte 
(Antwort zu Frage 34 des Abgeordneten 
Dr. Helmut Haussmann auf Bundestagsdruck- 
sache 14/9998) Gefährdungsabschätzung für 
den gesamten Truppenübungsplatz Münsin- 
gen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 13. August 2004 

Die Erhebungen zur Erstbewertung der Gefährdungsabschätzung, die 
eine historisch-genetische Rekonstruktion und Luftbildauswertung 
beinhaltet, sind abgeschlossen. Die Einzeldaten werden derzeit zu 
einem Gesamtbericht zusammengefasst. Erst nach Abschluss und 
Auswertung der sich daran anschließenden technischen Erkundungs- 
phase, die aus der geophysikalischen Erkundung und der Kampfmit- 
telräumung von Testfeldern besteht, kann eine Gefährdungsanalyse 
erstellt werden. Das abschließende Ergebnis der Gefährdungsabschät- 
zung wird frühestens im Jahr 2006 vorliegen. 


35. Abgeordneter 

Ernst-Reinhard 

Beck 

(Reutlingen) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundeswehr nach Schließung des 
Truppenübungsplatzes Münsingen den 1 3 Per- 
sonen starken Pflegetrupp, der für die Umset- 
zung der Erhaltungspflege des Platzes zustän- 
dig ist, übernehmen, und wer ist für die Bezah- 
lung des Pflegetrupps nach der Schließung des 
Platzes zuständig? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 13. August 2004 

Die derzeit bei der Geländebetreuungsgruppe der Standortverwaltung 
Münsingen am Standort Münsingen beschäftigten Arbeitnehmer wer- 
den nach Übergabe des Truppenübungsplatzes Münsingen an die 
Bundesvermögensverwaltung bei anderen Dienststellen der Bundes- 
wehr in den Nachbarstandorten weiterbeschäftigt werden. Die Erhal- 
tungspflege geht mit der Übernahme der Liegenschaft in das Allge- 
meine Grundvermögen in die Verantwortung der Bundesvermögens- 
verwaltung über. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-23 - 


Drucksache 15/3648 


36. Abgeordneter 

Karl-Josef 

Laumann 

(CDU/CSU) 


Wie viele Radarstrahlenopfer haben bis zum 
Jahr 2001 einen Antrag auf Entschädigung ge- 
stellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 13. August 2004 

Bei den zuständigen Wehrbereichs Verwaltungen West und Süd waren 
im Zusammenhang mit einer möglichen Strahlenbelastung durch Ra- 
dargeräte der Bundeswehr bis zum Jahr 2001 (Stand der Erfassung: 
Ende 2000) insgesamt 56 Wehrdienstbeschädigungsverfahren anhän- 
gig- 


37. Abgeordneter 

Karl-Josef 

Laumann 

(CDU/CSU) 


Inwieweit sind diese Anträge bis zum jetzigen 
Zeitpunkt bearbeitet, und wie vielen Geschä- 
digten wurde bisher Geld ausgezahlt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 13. August 2004 

Alle diese Verfahren wurden durch Bescheiderteilung beziehungswei- 
se Abschlussschreiben/Aktenverfügung abschließend bearbeitet. In 10 
Versorgungsfällen wurde gegen die Entscheidung Klage erhoben; die 
sozialgerichtlichen Verfahren dauern bis heute an. 

In vier Versorgungsfällen wurde die bestehende Gesundheitsstörung 
als Folge einer Wehrdienstbeschädigung anerkannt. In drei Fällen 
wurde den Betroffenen ein Ausgleich nach § 85 des Soldatenversor- 
gungsgesetzes gewährt, weil die Erkrankungen bereits während der 
Wehrdienstzeit ausgebrochen sind. Die Anzahl der Fälle, in denen die 
Versorgungsverwaltungen der Länder Zahlungen wegen einer grund- 
rentenberechtigenden Minderung der Erwerbsfähigkeit in der Zeit 
nach dem Wehrdienstverhältnis leisten, ist hier nicht bekannt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 
und Soziale Sicherung 


38. Abgeordnete 

Antje 

Blumenthal 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsa- 
che, dass durch die Senkung der Festbeträge 
für die Stomaversorgung um durchschnittlich 
15,4 Prozent durch die Spitzenverbände der 
Krankenkassen die Festbeträge so festgelegt 
wurden, dass sie zum Teil unter den Hersteller- 
preisen angesiedelt sind, und welche Möglich- 
keiten sieht die Bundesregierung, die Festle- 
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gung der Festbeträge zu verändern und eine 
Belastung der Stomaträger durch höhere Zu- 
zahlungen zu verhindern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 16. August 2004 

Nach Kenntnis der Bundesregierung wurden noch keine bundesein- 
heitlichen Festbeträge für die Stomaversorgung durch die Spitzenver- 
bände der Krankenkassen festgesetzt, so dass gegenwärtig die bisheri- 
gen, auf Landesebene der Krankenkassen festgesetzten Festbeträge 
zugrunde zu legen sind. Eine Absenkung der Festbeträge für die Sto- 
maversorgung hat es vor diesem Flintergrund nicht gegeben. 

Die Spitzenverbände der Krankenkassen haben mit der Umsetzung 
des gesetzlichen Auftrags zur Festsetzung von bundeseinheitlichen 
Festbeträgen (§ 36 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch - SGB V) begon- 
nen und für die Stomaversorgung das gesetzlich vorgesehene Anhö- 
rungsverfahren eingeleitet. Danach wird den Verbänden der betroffe- 
nen Leistungserbringer und den Verbänden der behinderten Men- 
schen sowie den Interessenvertretungen der Patientinnen und Patien- 
ten Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben; die Stellungnahmen sind 
in die Entscheidung der Spitzenverbände der Krankenkassen gemäß 
§ 36 Abs. 1 Satz 3 zweiter Flalbsatz SGB V einzubeziehen. Das An- 
hörungsverfahren ist gegenwärtig noch nicht abgeschlossen. Ob und 
inwieweit nach Abschluss der Anhörungen eine Absenkung der Fest- 
beträge für die Stomaversorgung vorgenommen wird, entscheiden die 
Spitzenverbände der Krankenkassen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass die Spitzenverbände der 
Krankenkassen die Festbeträge für die Stomaversorgung den gesetz- 
lichen Vorgaben entsprechend so festsetzen werden, dass sie im Allge- 
meinen eine ausreichende, zweckmäßige und wirtschaftliche sowie in 
der Qualität gesicherte Versorgung gewährleisten. Die Festbeträge ha- 
ben Wirtschaftlichkeitsreserven auszuschöpfen, sollen einen wirksa- 
men Preiswettbewerb auslösen und haben sich deshalb an möglichst 
preisgünstigen Versorgungsmöglichkeiten auszurichten. Die Bundes- 
regierung geht davon aus, dass sich durch Festsetzung der bundeswei- 
ten Festbeträge eine Belastung der Stomaträger durch höhere Eigen- 
anteile nicht ergeben wird. 


39. Abgeordnete 

Antje 

Blumenthal 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu der Tatsa- 
che, dass der Gemeinsame Bundesausschuss 
lediglich die Verschreibungsfähigkeit der adju- 
vanten Vergabe von Folinsäure in Kombina- 
tion mit S-Fluorouracü beim kolorektalen Kar- 
zinom rückwirkend für das zweite Quartal 
2004 beschlossen hat, nicht aber bei der pallia- 
tiven Gabe dieser Substanzen, beziehungswei- 
se der adjuvanten Gabe auch bei anderen ma- 
lignen Erkrankungen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 16. August 2004 

Der Gesetzgeber hat den Gemeinsamen Bundesausschuss damit be- 
auftragt festzustellen, welche nicht verschreibungspflichtigen Arznei- 
mittel als Therapiestandard bei schwerwiegenden Erkrankungen zur 
Anwendung kommen und durch Berücksichtigung in seinen Richt- 
linien ausnahmsweise zu Lasten der gesetzlichen Krankenkassen ver- 
ordnet werden können. Dieser Auftrag umfasst auch die Zuständig- 
keit für alle fachlichen Fragen bei der Erstellung der vorgenannten 
Richtlinien. Die Bundesregierung respektiert die fachlichen Entschei- 
dungen des Gemeinsamen Bundesausschusses, sofern diese dem 
Stand der Erkenntnis in der Medizin entsprechen und in erkennbarer 
Weise im Rahmen des Beurteilungsspielraums durch das Gremium ge- 
troffen wurden. 

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat in seiner Sitzung am 15. Juni 
2004 beschlossen, die bisherige Nummer 16.4.16 des Abschnittes F 
seiner Richtlinien nach § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 SGB V rückwirkend 
zum 16. März 2004 durch die folgende Fassung zu ersetzen: 

„Folsäure und Folinate nur bei Therapie mit Folsäureantagonisten so- 
wie zur Behandlung des kolorektalen Karzinoms.“ 

Diese Formulierung gestattet im Rahmen der arzneimittelrechtlichen 
Zulassung eine Anwendung von Folsäure und Folinaten bei einer The- 
rapie mit Folsäureantagonisten (z. B. Methotrexat) ohne jegliche Be- 
schränkung, d. h. weder auf eine palliative oder adjuvante Behandlung 
oder eine bestimmte Tumorart. 

Ferner kann die Anwendung der Präparate, insbesondere der Folina- 
te, bei der Behandlung des kolorektalen Karzinoms entsprechend der 
zugelassenen Anwendungsgebiete sowohl im Rahmen einer palliativen 
als auch einer adjuvanten Therapie erfolgen. Der Gemeinsame Bun- 
desausschuss ist bei seiner fachlichen Entscheidung zur Frage, ob die 
jeweiligen Wirkstoffe Therapiestandard bei schwerwiegenden Erkran- 
kungen sind, auch vom arzneimittelrechtlichen Zulassungsstatus die- 
ser Wirkstoffe ausgegangen. Die Bundesregierung geht davon aus, 
dass Anwendungen der genannten Arzneimittel in nicht durch die 
Richtlinie erfassten Bereichen (z. B. bei anderen malignen Erkrankun- 
gen) nicht der gesetzlichen Anforderung der Therapiestandards genü- 
gen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


40. Abgeordneter 

Hubert 

Deittert 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass es in der Bundesregierung 
das Bestreben gibt, das bestehende System der 
Autokennzeichen zu ändern (Artikel in der 
OVZ vom 21. Juli 2004)? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 17. August 2004 

Nein. 


41. Abgeordneter 

Hubert 

Deittert 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, was sieht diese Änderung im Einzel- 
nen vor und wird es dann ein „lebenslanges 
Kennzeichen“ geben oder eine Vereinheit- 
lichung in ganz Deutschland ohne Ortsken- 
nung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 17. August 2004 

Unter Hinweis auf die Antwort zu Frage 40 erübrigt sich die Beant- 
wortung. 


42. Abgeordnete 

Ursula 

Heinen 

(CDU/CSU) 


Nach welchen Kriterien wurde die Liste der 
Projekte der Mittelfristplanung 2004 bis 2008 
für Bundesschienenwege, welche den für den 
Wirtschaftsraum Köln besonders wichtigen 
und bereits planfestgestellten Abschnitt der 
Neubaustrecke Köln-Rhein/Main, Planfest- 
stellungsabschnitt 14, nicht enthält, erstellt und 
sind diese Kriterien seitens der Fachabteilung 
des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen geprüft und auf Alternativen 
hin untersucht worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 13. August 2004 

Bund und Deutsche Bahn AG (DB AG) haben die Liste der Projekte 
der Mittelfristplanung 2004 bis 2008 gemeinsam erarbeitet. Diese 
setzt den im Vermittlungsausschuss von Bundesrat und Deutschen 
Bundestag gesetzten Finanzrahmen sowie die Globalen Minderausga- 
ben um und berücksichtigt einen Planfond von 2,5 Mrd. Euro pro 
Jahr für das Bestandsnetz. Vorrangig wurden neue Vorhaben berück- 
sichtigt. Ein Abbruch von Maßnahmen konnte vermieden werden. Es 
ist allerdings erforderlich, eine Anzahl von Vorhaben in Stufen auszu- 
bauen. Neu zu beginnende Vorhaben konnten nur im Ausnahmefall 
eingeordnet werden. Bereits vor Abstimmung der Liste der Projekte 
für den Mittelfristzeitraum hatten Bund und DB AG zum ursprüng- 
lich beabsichtigten viergleisigen Ausbau zwischen Köln-Deutz und der 
Flughafenschleife eine betrieblich gleichwertige Lösung verabredet, 
die den Knoten Köln im Rahmen einer dreistufigen Ausbaukonzep- 
tion ertüchtigt. Die inzwischen getroffene Entscheidung zugunsten des 
Rhein-Ruhr-Expresses hat auch Auswirkungen auf den Knoten Köln. 
Diesen wird jetzt im Weiteren Rechnung getragen. 
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43. Abgeordnete 
Ursula 
Heinen 

(CDU/CSU) 


Was zeichnet die in der Liste aufgeführten 
„Knoten“ gegenüber den Knotenbahnhöfen 
Köln Hbf./Köln-Deutz aus und sind die ver- 
kehrlichen Probleme und das Verkehrsauf- 
kommen in den aufgeführten Bahnhofsknoten 
größer als diejenigen in Köln? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 13. August 2004 

Über die genannten Arbeiten im Zusammenhang mit der Einbindung 
der Neubaustrecke Köln-Rhein/Main hinaus wird der Knoten Köln 
auf notwendige Ausbaumaßnahmen hin auch hinsichtlich der Einbin- 
dung in das Konzept des Rhein-Ruhr-Expresses untersucht werden. 
Die in der Projektliste genannten Schienenverkehrsknoten stellen wei- 
tere Ausbaustufen bereits begonnener Vorhaben dar. 


44. Abgeordneter 

Dr. Gerd 
Müller 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Mittelansätzen wird der Bundes- 
minister für Verkehr, Bau- und Wohnungswe- 
sen den Weiterbau der Bundesstraße B 19 im 
Bauabschnitt I, II und III, zwischen Stein und 
Herzmanns in den 5-Jahresplan aufnehmen? 


45. Abgeordneter 

Dr. Gerd 
Müller 

(CDU/CSU) 


In welchem Zeitraum plant der Bundesminis- 
ter für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen Fi- 
nanzierung und Bau des Lückenschlusses zwi- 
schen Herzmanns und Stein umzusetzen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 17. August 2004 

Die Bundesstraße B 19n wird bereits wegen des baulichen Zusammen- 
hanges mit den Hochwasserschutzmaßnahmen im Seifener Becken im 
Abschnitt I zwischen Stein und Heuberg in den nächsten Jahren ge- 
baut werden. Dem schließt sich der Bau des Abschnittes II (Heuberg- 
Herzmanns) ergänzt um den Rest des Abschnittes III bis zum Ende 
des bereits bestehenden Abschnitts südlich Kuhnen an. Damit bleibt 
es bei der Aussage des Baulastträgers, dass die Bundesstraße B 19n 
zwischen den Abschnitten Stein und nördlich Herzmanns bis etwa En- 
de dieses Jahrzehnts fertig gestellt sein wird. 

Der Bund wird prüfen, ob das Projekt in den Entwurf des Fünfjahres- 
plans aufgenommen werden kann. 


46. Abgeordneter 

Stefan 

Müller 

(Erlangen) 

(CDU/CSU) 


Wann ist mit der Bereitstellung der notwendi- 
gen finanziellen Mittel zum Bau der Bundes- 
straße B2 Ortsumgehung Eckental-Eschenau 
zu rechnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 13. August 2004 

Unter der Voraussetzung, dass das baureife Projekt Gegenstand des 
derzeit in Aufstellung befindlichen neuen Fünijahresplanes wird, 
könnte seine Finanzierung mit Mitteln der Bundeshaushalte der 
nächsten Jahre erfolgen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


47. Abgeordnete 

Dr. Martina 
Krogmann 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die Kosten für die Juli-Ausgabe 
von „Reach-Magazin für eine moderne Che- 
mie“, herausgegeben vom Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 17. August 2004 

Die Kosten für die Erstellung und Schaltung von „REACFI - Maga- 
zin für eine moderne Chemie“ beliefen sich auf 72 020,92 Euro brutto. 


48. Abgeordnete 

Dr. Martina 
Krogmann 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Kritik 
zahlreicher Wirtschaftsverbände, das Papier 
diffamiere die Chemische Industrie und werde 
einer sachlichen Diskussion nicht gerecht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 17. August 2004 

Die geäußerte Kritik trifft nicht zu. Das vom Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit herausgegebene 
„REACFI - Magazin für eine moderne Chemie“ dient dazu, die Öf- 
fentlichkeit über den Verordnungsentwurf der Europäischen Kommis- 
sion zur Revision des europäischen Chemikalienrechts zu informieren. 
Dies betrifft zum einen die Inhalte des Entwurfs, zum anderen aber 
auch die Gründe für die Notwendigkeit einer Neuregelung in diesem 
Bereich und die zu erwartenden Auswirkungen der Reform für Ver- 
braucher und Industrie. Insbesondere soll hierdurch eine sachliche 
Klarstellung hinsichtlich einiger von der Chemischen Industrie im 
Rahmen der REACH-Diskussion aufgestellter verzerrender Behaup- 
tungen zu den Auswirkungen von REACFI erfolgen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung 


49. Abgeordneter 
Michael 
Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Wie viele deutsche Teilnehmer (absolut und 
prozentual) haben sich nach Kenntnis der Bun- 
desregierung an der ersten Ausschreibung für 
Galileo beworben, und wie viele dieser Anträ- 
ge (absolut und prozentual) wurden bewilligt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Ulrich Kasparick 
vom 11. August 2004 

Von den insgesamt 253 Teilnehmern an der 1. Ausschreibung zu Gali- 
leo kamen 37 aus Deutschland - das sind 14,6 Prozent. Die 253 Teil- 
nehmer haben 30 Vorschläge eingereicht, von denen wiederum 20 
Vorschläge evaluiert wurden. 

Insgesamt sind zur Förderung acht Projekte mit 108 Partnern ausge- 
wählt worden. Zwölf der 108 Partner (das sind 11 Prozent) sind Teil- 
nehmer aus Deutschland. Die deutschen Teilnehmer sind in den Pro- 
jekten als Partner eingebunden, nicht als Koordinatoren. 


Ergänzung 

Ergänzend zu der Antwort auf die Fragen 24 bis 27 des Abgeordneten 
Dr. Christoph Bergner in Bundestagsdrucksache 15/3638 sind aus der 
nachstehenden Tabelle die finanziellen Auswirkungen zu Hartz IV 
(durchschnittliche Entlastung pro Einwohner) ersichtlich: 


Durchschnittl. 

Entlastung 

2005 

(in Euro pro Einw.) 

Schleswig-Holstein 

-53 

Hamburg 

-107 

Niedersachsen 

-31 

Bremen 

-171 

Nordrhein-Westfalen 

-25 

Hessen 

-68 

Rheinland-Pfalz 

-15 

Baden-Württemberg 

-14 

Bayern 

-5 

Saarland 

-40 

Berlin 

-88 

Brandenburg 

-13 
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Durchschnittl. 

Entlastung 

2005 

(in Euro pro Einw.) 

Mecklenbur g-V orpommer n 

-24 

Sachsen 

-23 

Sachsen- Anhalt 

-32 

Thüringen 

-16 

Insgesamt 

-30 

Flächenländer 

-24 

Staatstaaten 

-103 


Berlin, den 20. August 2004 
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